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WETTBEWERBSPOLITIK

Horst Greiffenberg

Multimedia zwischen Rundfunkregulierung 
und wettbewerblicher Medienordnung

Die Monopolkommission hat kürzlich der Bundesregierung ihr Elftes Hauptgutachten1 
zugeleitet. Darin befaßt sie sich unter anderem mit dem Thema „Ordnungspolitische 
Probleme im Medienbereich - Rundfunk und Multimedia“. Dr. Horst Greiffenberg faßt 

die wichtigsten Ergebnisse und Empfehlungen zusammen.

Vom M ediensektor gehen gegenwärtig starke 
Impulse für w irtschaftliche und gesellschaftliche 

Veränderungen aus. Das wissenschaftliche und poli­
tische Interesse an diesem Bereich erklärt sich auch 
aus der besonderen politischen Funktion und der ö f­
fentlichen Aufgabe der Massenmedien. Daneben stellt 
sich der Medienbereich als W irtschaftsbranche mit 
hoher und deutlich ansteigender gesamtwirtschaft­
licher Bedeutung sowie einem überproportionalen 
Wachstum dar, zu dem vor allem die Entwicklung der 
elektronischen Medien beigetragen hat2.

Die Monopolkommission hatte in der Vergangen­
heit regelmäßig über die Pressekonzentration und die 
Zusammenschlüsse von Presseunternehmen berich­
tet. Nach der Zulassung privaten Rundfunks im An­
schluß an das dritte Rundfunk-Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts3 richtete sich das Unter­
suchungsinteresse stärker auf den Substitutions­
wettbewerb und die intermediären Verflechtungen 
zwischen Presse- und Rundfunkunternehmen. Kri­
tisch zu hinterfragen waren aber auch stets die insti­
tutionellen und rundfunkrechtlichen Rahmenbedin­
gungen und deren Eignung, eine freie Entfaltung der 
Rundfunkmärkte sicherzustellen. Angeregt durch eine 
Empfehlung der Bundesregierung4 steht in der Me­
dienberichterstattung des jüngsten Hauptgutachtens 
der Monopolkommission die Multimedia-Entwicklung 
im Mittelpunkt. Im Gegensatz zu den medienpoli­
tischen Bestrebungen, die bestehende Rundfunk­
regulierung weiter auf den Multimedia-Sektor auszu­
dehnen, kommt der Schaffung eines wettbewerblich 
orientierten Ordnungsrahmens in der vorliegenden 
frühen Marktphase herausragende Bedeutung zu.

Unter dem Begriff „M ultimedia“ werden vielfältige 
Formen medialer Kommunikation erfaßt. Das macht 
eine schlüssige allgemeingültige Definition schwierig.

Dr. Horst Greiffenberg, 49, ist Generalsekretär 
der Monopolkommission.

Nach allgemeinem Verständnis läßt sich das 
Multimedia-Angebot charakterisieren durch die Inte­
gration unterschiedlicher Medien (Audio, Video, Text, 
Bild und Grafik), durch Digitalisierung und Datenkom­
pression (als Grundlage für die elektronische Übertra­
gung und Verarbeitung großer Datenmengen) sowie 
durch Zweiweg- anstelle von Einwegkommunikation 
(mit der Möglichkeit zur interaktiven Mediennutzung). 
Die Übertragungsinhalte (z.B. Spielfilme, Textübertra­
gung, Datenaustausch) spielen bei dieser Zuordnung 
keine Rolle5. Mit einer solchen begrifflichen Fassung 
von Multimedia wird letztlich die klassische Einteilung 
von Medien der Massenkommunikation und der Indi­
vidualkomm unikation überwunden; auch die her­
kömmlichen Unterscheidungen zwischen Print- und 
elektronischen Medien lösen sich auf. Das Zerfließen 
kategorialer Grenzziehungen wird ganz wesentlich 
verursacht durch die technische Entwicklung im 
Medienbereich.

Mit den gegenwärtigen technischen Entwicklungen 
im Unterhaltungs- und Kommunikationsbereich wird 
ein Prozeß in Gang gesetzt, dessen ökonomische und 
gesellschaftliche Folgen vorerst nur erahnt werden 
können. Fortschritte in der Mikroelektronik, in der 
Optoelektronik und in der Satellitentechnik haben den 
Weg zum verstärkten Einsatz der elektronischen

1 Das Gutachten wurde veröffentlicht als Bundestags-Drucksache 
13/5309 (vom 19. Ju li 1996) und e rsche in t unter dem  T ite l 
„W ettbew erbspo litik  in Zeiten des Um bruchs“  im Nomos-Verlag 
(Baden-Baden).

2 Vgl. Bericht der Bundesregierung über d ie Lage der Medien in der 
Bundesrepublik Deutschland 1994 (M edienbericht ’94), Bundestags- 
Drucksache 12/8587 vom  20. Oktober 1994, S. 61 ff.

3 BVerfGE 57, 295 vom 16. Juni 1981.

4 Vgl. Stellungnahme der Bundesregierung zum Zehnten H auptgut­
achten der M onopolkom m ission, Bundestags-Drucksache 13/1594 
vom 1. Juni 1995, Tz. 45.

5 Der Begriff des M edium s ste llt Im ursprünglichen W ortsinne auf den 
Übertragungsweg zur Überm ittlung von Informationen ab. Zugleich 
werden m it diesem Begriff aber auch M edieninhalte erfaßt, wenn und 
soweit in der staatlichen M edienordnung Maßnahmen zur Sicherung 
von M einungsvielfalt und (inhaltlicher) Ausgewogenheit des M e­
dienangebots erforderlich erscheinen.
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Datenverarbeitung und zu einer wesentlichen Erwei­
terung der Übertragungskapazitäten eröffnet, w o­
durch letztlich privater Rundfunk erst möglich wurde. 
Mit der zunehmenden Leistungsfähigkeit bei der 
Speicherung und großräumigen Übermittlung von 
Daten waren erhebliche Kostensenkungen verbun­
den, die ursächlich zu einer Marktausweitung des 
elektronischen Dienstleistungsangebots beigetragen 
haben. Die technischen Innovationen schafften die 
Voraussetzungen für eine fortschreitende Digitalisie­
rung der audiovisuellen Kommunikation mit weitrei­
chenden Folgen für Struktur und Organisation des 
Mediensektors.

Die zur Übermittlung einer bestimmten Informa­
tionsmenge erforderliche Übertragungskapazität ist 
beim herkömmlichen analogen Verfahren nahezu 
gleichbleibend. Die Bandbreite der Frequenzen ent­
spricht den Qualitätsanforderungen der zu übertra­
genden Signale; zum Telefonieren reichen schmalban- 
dige Frequenzen aus, während die Bewegbildkom­
munikation des Fernsehens breitbandige Frequenzen 
erfordert. Digitale Übertragungen sind vergleichswei­
se wenig störanfällig, müssen jedoch im Vergleich 
zum Analogverfahren wesentlich höhere Mengen an 
Informationseinheiten verarbeiten. Diesem Nachteil 
einer gesteigerten Datenmenge kann durch Techniken 
der Datenkompression entgegengewirkt werden, die 
die erforderliche Übertragungskapazität auf ein Zehn­
tel des im Vergleich zum Analogverfahren notwendi­
gen Bedarfs reduzieren.

Als weiterer Vorteil der Digitalisierung der Daten­
ströme lassen sich Techniken einsetzen, die eine op­
timale Ausnutzung der vorhandenen Kanalkapazität 
erlauben. Sofern bei digitaler Datenübertragung nicht 
zu jeder Zeit die volle verfügbare Bandbreite genutzt 
wird, bestehen (temporäre) Kapazitätsüberschüsse. 
Zur Kapazitätsauslastung können daher insbesondere 
solche Daten, die keine zeitgleiche Übertragung erfor­
dern, paketweise übermittelt, gespeichert und zeitver­
setzt in vollständiger Abfolge abgerufen werden. In­
sofern lassen sich innerhalb des gleichen Netzes 
nebeneinander Verbindungen mit unterschiedlichen 
Übertragungskapazitäten schalten. Der gleichzeitige 
Transport verschiedener Programme über denselben 
Kanal ist unabhängig davon, in welcher Bandbreite 
die jeweiligen Datenströme vorliegen.

Nach der Digitalisierung der Daten ist es für die 
Nutzung der möglichen Übertragungswege völlig un­
erheblich, welche Dateninhalte transportiert werden; 
übertragungstechnisch macht es keinen Unterschied, 
ob Fernsehprogramme, Telefongespräche bzw. Texte 
und Grafiken überm ittelt werden. Die Austausch­
barkeit der Medieninhalte führt gleichzeitig für die un­

terschiedlichen Medienformen jeweils zu einer Erwei­
terung der verfügbaren Übertragungswege in den be­
stehenden Netzen. Bei reduzierten qualitativen Anfor­
derungen an die Netze ließe sich z.B. ein Fernseh­
programm (technisch) über ein Telefonkabel übertra­
gen (ein zeitgleicher Empfang wäre dabei allerdings 
nicht möglich). Die technischen Innovationen bewir­
ken aber nicht nur eine Konvergenz der Übertra­
gungswege, sondern darüber hinaus auch eine Inte­
gration der Übertragungsnetze insgesamt. Satelliten-, 
Richtfunk- und Kabelverbindungen lassen sich zu­
sammenfügen zu einem Gesamtnetz für digitale Da­
tenübertragungen.

Da die Medieninhalte der unterschiedlichen Über­
tragungswege in der Endstufe der Nutzung aus­
tauschbar sind, zeichnet sich ebenfalls eine Konver­
genz der Endgeräte ab. Die Entwicklung steuert 
darauf hin, daß künftig die Endgeräte der Unter­
haltungselektronik und der elektronischen Datenver­
arbeitung funktionsgle ich m iteinander verbunden 
werden (als „intelligente Fernsehempfangsgeräte“ 
oder „fernsehtaugliche Personalcomputer“).

Die Abschätzung der weiteren Entwicklung des 
Multimedia-Sektors ist mit erheblichen Prognoseun­
sicherheiten verbunden und kann seriös nur durch 
das Aufzeigen von Wachstumstrends unter Berück­
sichtigung des Einflusses bestimmter Faktoren erfol­
gen. Die Entfaltung eines Multimedia-Marktes dürfte 
nach Einschätzung der M onopolkommission ver­
gleichsweise stärker vom geschäftlichen Bereich (pri­
vate Unternehmen und öffentlicher Sektor) vorange­
trieben werden. Das Hauptanwendungsfeld wird unter 
dem Aspekt der Produktivitätsverbesserung im 
Unternehmen die schnelle Beschaffung, Bearbeitung 
und Weiterverbreitung von nutzwertorientierten Infor­
mationen sein. Die M arkt- und Unternehm ens­
strukturen insbesondere im D ienstleistungssektor 
werden nachhaltig beeinflußt, und auch die Berufs­
bilder unterliegen einem Wandel; alte Berufe erhalten 
veränderte Inhalte, neue Berufe werden entstehen. 
Bei den privaten Nutzern zeichnet sich als Schwer­
punkt der Multimedia-Anwendung die Unterhaltung 
ab, weitere Impulse gehen von Nutzungsformen aus, 
die zur Förderung des Komforts oder der Service­
qualität beitragen (z.B. Homebanking, Teleshopping). 
Sowohl im geschäftlichen wie auch im privaten 
Bereich sind die Einführungskosten bestimmend für 
die weitere Marktentwicklung.

Unter Berücksichtigung des in der Gesellschaft 
vorhandenen Beharrungsvermögens, aber auch des 
Unternehmerrisikos aufgrund von Unsicherheiten über 
die künftigen Marktchancen ist mit einer schnellen 
Herausbildung von Multimedia als Massenerschei­
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nung allerdings nicht zu rechnen. Die Umsetzung der 
technisch möglichen und wirtschaftlich aussichtsrei­
chen Multimedia-Marktentwicklung hängt im übrigen 
stark von den Voraussetzungen ab, die durch eine im 
Ergebnis widerstreitende medien- und wettbewerbs­
politische Rahmensetzung geschaffen werden.

Aktuelle ordnungspolitische Probleme
Beim digitalen Fernsehen (als dem wichtigsten 

Multimedia-Bestandteil des privaten Sektors) entsteht 
ein besonderer ordnungspolitischer Handlungsbedarf 
durch die Standardisierungsproblematik sowohl unter 
K om patib ilitä ts- w ie auch unter M arktzugangs­
aspekten. Standards können auf der einen Seite 
Märkte konstituieren und Marktentwicklungen be­
schleunigen. Zum anderen gehen von ihnen Wett­
bewerbsrisiken aus, wenn sie den Marktzugang be­
hindern und damit zugleich bestehende Marktstellun­
gen verfestigen.

Die bisher bestehenden Standardisierungsansätze 
und -prozesse in Verbindung mit der Digitalisierung 
der Datenübertragung sind positiv zu beurteilen. Der 
zunehmende Trend einer weltweiten Kommunikation 
erfordert die Vereinbarung europäischer oder w elt­
weiter Standards. Im Hinblick auf die künftige Stan­
dardsetzung ist insbesondere auf die Offenheit der 
Märkte und der technischen Weiterentwicklung von 
Multimedia-Diensten zu achten.

Durch den System streit von zwei potentiellen 
Decoder-Anbietern hatte sich zwischenzeitlich die 
Markteinführung für verschlüsselte und gegen zusätz­
liches Entgelt abrufbare Angebote digitaler Fernseh­
programme verzögert. Da die Freischaltfunktion für 
den Empfang codierter und individuell abrechenbarer 
Programme vorerst nicht standardisiert war, drohte ei­
ne Marktspaltung infolge getrennter Systemtechno­
logien. Diese Gefahr wurde letztlich abgewendet 
durch die Vereinbarung einer gemeinsamen Schnitt­
stelle, die beide Systeme kompatibel machen sollte6.

Die technisch bedingte Erweiterung von Sende­
möglichkeiten betrifft alle drei für die Verbreitung von 
Fernsehprogrammen genutzten Übertragungswege 
(terrestrische Funkwellen, Breitbandkabelnetze und 
Satelliten). Zumindest für einen Übergangszeitraum 
können dennoch Kapazitätsengpässe auftreten, ins­
besondere weil
□  wegen der nicht sofort zu erwartenden technischen 
Anpassung der Endgeräte die herkömmlichen Fern­
sehprogramme für einen längeren Zeitraum gleichzei­
tig analog und digital übertragen werden müssen,

□  durch neue Multimedia-Dienste (das gilt vor allem 
für „Near video on demand“) ein erheblicher Zusatz­
bedarf entsteht,

□  bei interaktiver Mediennutzung weitere Kapazitäten 
für einen Rückkanal benötigt werden.

Die Monopolkommission nimmt diese sich abzeich­
nende Knappheit zum Anlaß, ihre frühere Forderung 
nach Zulassung von Netzwettbewerb zu wiederholen. 
Grundsätzlich können knappe Sendemöglichkeiten 
auf Märkten gehandelt und -  zeitlich begrenzt -  ver­
steigert werden (im Falle der Satelliten allerdings nur 
in internationaler Zuständigkeit).

Sowohl auf dem Markt für Online-Dienste7 als auch 
bei den Offline-Angeboten (mit Compact Disc als 
Trägermedium) haben sich strategische Allianzen ge­
bildet, die wettbewerbspolitische Beachtung verdie­
nen. Einerseits erfordern schwer abschätzbare Markt­
risiken in einem zunehmend branchenübergreifenden 
globalisierten Wettbewerb eine Risikoaufteilung durch 
verstärkte unternehmerische Zusammenarbeit. Über 
die Vereinheitlichung von technischen Standards und 
die Aufteilung von Entwicklungskosten läßt sich zu­
dem gegebenenfalls eine raschere Markteinführung 
erreichen. Zum anderen ist aber eine Kooperation je ­
denfalls dann bedenklich, wenn sie zwischen den 
wichtigsten Konkurrenten auf einem Markt vereinbart 
w ird. W ettbew erbspolitisch entscheidend ist die 
O ffenhaltung des Marktzugangs fü r interessierte 
Unternehmen.

Neben den genannten ordnungspolitischen Pro­
blemen infolge wirtschaftlich-technischer multimedi­
aler Gegebenheiten besteht vor allem im Hinblick auf 
das einschneidende M edienordnungsrecht Hand­
lungsbedarf.

Die sich abzeichnenden Strukturveränderungen in 
der Medienwirtschaft lassen den staatlich regulierten 
Teilbereich des Rundfunks n icht unberührt. Das 
Fernsehen ist in seiner digitalen Variante der zentrale 
Bestandteil des privaten Multimedia-Teilbereichs. Die 
künftige Medienentwicklung zwingt daher dazu, er­
neut über die Sinnfälligkeit der Rundfunkregulierung 
nachzudenken und die Maßstäbe eines für die künf­
tige M ultim edia-Entw icklung angemessenen Ord­
nungsrahmens zu erörtern.

Die Regelungsziele des Rundfunkrechts8 werden 
durch die Auslegungsgrundsätze vorgegeben, die das 
Bundesverfassungsgericht in seinen mittlerweile acht 
Rundfunk-Urteilen im Hinblick auf die besondere Be­
deutung und Aufgabe des Rundfunks entwickelt hat. 
Das Gericht hatte bereits in seinem ersten Rundfunk-

6 Inzwischen befindet sich einer der beiden Anbieter (durch den 
Rückzug von Beteiligungsunternehmen) in Auflösung, und som it ist 
derzeit nur ein Standard auf dem  M arkt eingeführt.

7 A bruf von Informationen m it redaktionellem, unterhaltendem  oder 
w erblichem  Charakter aus einem Zentralcomputer.
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Urteil9 eine etwa im Vergleich zur Presse bestehende 
Sondersituation konstatiert, weil technische Begren­
zungen der Sendefrequenzen, aber auch ein außer­
gewöhnlich großer finanzieller Aufwand bei der Veran­
staltung von Rundfunk die Zahl möglicher Träger be­
schränken. Um den Anforderungen von Art. 5 GG zu ge­
nügen, wurde den Bundesländern der Erlaß von Ge­
setzen für die Organisation des Rundfunks aufgege­
ben. Das Bundesverfassungsgericht hat seine Argu­
mente für das Erfordernis der staatlichen Rund­
funkregulierung in seinen späteren Rundfunk-Urteilen 
weiterentwickelt, gleichzeitig aber auch inhaltlich ver­
ändert.

Der Haupteinwand gegen den privaten Rundfunk, 
die Knappheit der Übertragungswege, läßt sich nur mit 
der begrenzten Zahl terrestrischer Frequenzen schlüs­
sig begründen. Seit dem Ausbau der Kabel- und 
Satellitennetze ist eine höhere Vielfalt des Rundfunks 
im Vergleich zur Presse möglich; die jüngsten techni­
schen Entwicklungen haben die Vielfalt noch wesent­
lich erhöht. Auch das zweite Argument, ein prohibitiv 
hoher Veranstaltungsaufwand, ist aus heutiger Sicht 
nicht mehr stichhaltig; für den Hörfunk war dies be­
reits früher nicht zutreffend. Somit zeigt sich ein 
Widerspruch zwischen der vorhandenen Kontroll- und 
Regulierungsdichte und ihrer aus der grundgesetzli­
chen Rundfunkfreiheit abgeleiteten Rechtfertigung. Im 
Ergebnis sind keine Argumente zu erkennen, mit de­
nen sich die Sondersituation des Rundfunks und die 
darauf gestützte umfangreiche Regulierung aus heuti­
ger Sicht noch begründen ließen.

Der private Rundfunk ist nur zulässig, soweit er in 
den jeweiligen Landesgesetzen vorgesehen ist. Mit 
der Einbindung des privaten Rundfunkangebots in die 
Anforderung von Meinungsvielfalt und Ausgewo­
genheit wird der Grundgedanke des öffentlich-recht­
lichen Rundfunks auf die private Konkurrenz übertra­
gen. Privater Rundfunk rückt in die Nähe eines 
„Quasi-Staatsorgans“ mit demokratischen und kultur­
politischen Aufgaben. Die Ausnahme „positive Son­
derordnung“ wird so zum Normalfall.

Sicherung der Meinungsvielfalt
Die Rechtsprechung des Bundesverfassungs­

gerichts fordert im Ergebnis eine Konzentrations­
kontrolle im Rundfunk, die sich an publizistischen 
Kriterien orientiert. Insofern wären Maßnahmen der 
Rundfunkregulierung zwangsläufig an Inhalte ge­
knüpft, da Meinungsvielfalt und Ausgewogenheit sich 
nur an inhaltlichen Maßstäben überprüfen lassen. Das 
stößt aber einerseits auf praktische Probleme, wenn 
es um die Feststellung geht, welche Medieninhalte 
Gefährdungstatbestände mit konkreten Rechtsfolgen

darstellen. Zum anderen können Maßnahmen der 
staatlichen Rundfunkregulierung wegen des Zensur­
verbots und der verfassungsrechtlich gebotenen 
Staatsferne die Medieninhalte nicht direkt ansteuern. 
Die publizistische Konzentrationskontrolle des Rund­
funks erfolgt daher mittelbar, indem Eingriffe an w irt­
schaftliche und gesellschaftsrechtliche Tatbestände 
(Marktanteil, Beteiligungshöhe) anknüpfen. Damit ent­
fällt der Zwang, bestimmte Programminhalte zu be­
werten; andererseits verläßt man den vom Ver­
fassungsrecht vorgezeichneten Ansatz. Im Ergebnis 
handelt es sich bei dem in die Kompetenz der Bun­
desländer fallenden Rundfunkrecht um „konkurrieren­
des W ettbewerbsrecht“ .

Die Defizite10 der bisherigen geltenden Regelungen 
in § 21 des Rundfunkstaatsvertrages zur Sicherung 
der Meinungsvielfalt führten zu Reformüberlegungen, 
die eine Neufassung der Konzentrationsregeln zum 
Gegenstand hatten. Bei der geplanten Neuregelung11 
hatte die Monopolkommission bereits Vorbehalte ge­
gen die Messung des Zuschauermarktanteils auf dem 
Rundfunkm arkt geäußert, der als Vermutungs­
kriterium für „vorherrschende Meinungsmacht“ (30% 
Marktanteil) und für ergänzende „vielfaltssichernde 
Maßnahmen“ (oberhalb von 10%) von zentraler Be­
deutung ist. Es ist auf der einen Seite höchst fraglich, 
ob für diese gegebenenfalls mit einschneidenden 
Rechtsfolgen verbundene Tatsachenfeststellung hin­
reichend zuverlässige methodische und empirische 
Grundlagen existieren.

Problematisch ist darüber hinaus, daß zur ergän­
zenden Marktstrukturbetrachtung die Stellung des 
Rundfunkveranstalters auf einem „medienrelevanten 
verwandten Markt“ herangezogen werden soll. Es ist 
unklar, nach welchen Kriterien ein solcher Markt 
schlüssig abgegrenzt werden kann; zudem müßte 
wohl auch der jeweilige Grad der Medien- und 
Meinungsrelevanz dieser Märkte (mit gegebenenfalls 
unterschiedlicher Gewichtung) berücksichtigt wer­
den12. Die bei einem Zuschauermarktanteil von mehr

8 Die staatliche Medienordnung beschränkt sich auf den Rundfunk 
und ist im Kern ein Recht des Fernsehens. Der Hörfunk w ird zwar 
vom Rundfunkbegriff ebenfalls erfaßt, spie lt aber für d ie M edienpolitik 
keine nennenswerte Rolle. Da die Verbreitung des UKW -Radios (mit 
einer Ausnahme) regional bzw. landesweit begrenzt ist, w ird dem 
Hörfunk auch im Rundfunkstaatsvertrag keine Bedeutung beigem es­
sen.

9 BVerfGE 12, 205 vom 28. Februar 1961.

10 Vgl. dazu ausführlicher M onopolkom m ission: Mehr W ettbewerb auf 
allen Märkten, Hauptgutachten 1992/1993, Baden-Baden 1994, Tz. 
685 ff.

”  Inzwischen ist die Neufassung des Rundfunkstaatsvertrages (Dritter 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) von den M inisterpräsidenten der 
Bundesländer abgezeichnet; anschließend ist d ie Ratifizierung durch 
d ie Landtage vorgesehen, so daß die Änderungen w ie vorgesehen am 
1. Januar 1997 in Kraft treten können.
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als 10% vorgesehenen Eingriffe in die Programmge­
staltung (als „vielfaltssichernde Maßnahmen“) hält die 
Monopolkommission für systemwidrig. Insbesondere 
lehnt sie einen daran anknüpfenden Zwang zur 
Einräumung von Sendezeit an „unabhängige Dritte“ 
ab, wenn die entsprechende Eingriffsschwelle durch 
internes Wachstum erreicht wird. Es läßt sich weder 
mit den Prinzipien des publizistischen Wettbewerbs 
noch mit der (passiven) Meinungsfreiheit der Rezi­
pienten vereinbaren, daß an publizistischen Erfolg 
rundfunkrechtliche Sanktionen geknüpft werden. 
Nicht nachvollziehbar ist außerdem, daß bei einem 
(mittelbaren oder unmittelbaren) Anteil von 10% der 
Kapital- oder Stimmrechte eine volle Programm­
zurechnung erfolgt13. Diese Regulierungsmaßnahme 
wendet sich zudem rückwirkend gegen Strukturen, 
die früher von den medienpolitisch und -rechtlich 
Verantwortlichen im Zusammenhang mit der Vorgabe 
von Veranstaltergemeinschaften absichtlich herbeige­
führt worden sind.

Obsolete Rundfunkregulierung
Nachdem die aus dem Postulat der Meinungs­

vielfalt abgeleitete Rechtfertigung für eine Sonder­
behandlung des Rundfunks argumentativ nicht mehr 
aufrechterhalten werden kann, entfällt der kategoriale 
Unterschied zwischen freier Presse und reguliertem 
Rundfunk. Die Rundfunkordnung muß den veränder­
ten Gegebenheiten Rechnung tragen:

□  durch die zunehmende Frequenzvielfalt wird eine 
aus Knappheiten begründete Zuteilung von Frequen­
zen gegenstandslos,

□  die Medienkonvergenzen verwischen die Bezugs­
punkte der Rundfunkregulierung,

□  die fortschreitende Globalisierung verlangt nach 
weiträumigen Ordnungen.

Die traditionellen Rundfunkveranstalter verlieren 
durch die Bündelung bisher getrennter Funktionen 
und Übertragungsinhalte bei gleichzeitiger Entbün- 
delung der Nachfrage (durch individualisierten Abruf)

12 Das g ilt auch fü r den Rundfunkm arkt selbst, wenn man Ihn nach 
unterschiedlichen Sparten segmentiert.

13 Diese Schwelle wurde inzwischen auf 25%  heraufgesetzt.

14 BVerfGE 73, 118, 157 f. vom  4. Novem ber 1986. Nach Auffassung 
der M onopolkom m ission w ird aber das Risiko einer Parteinähe des 
Rundfunks nicht genügend berücksichtigt; außerdem ble ib t außer 
Betracht, daß sich öffentlich-rechtliche und private Programme im 
W ettbewerb gegenseitig beeinflussen.

15 Die Bereitstellung m eritorischer Güter erfordert allerdings nicht 
zwangsläufig ein öffentlich-rechtliches Rundfunksystem . Denkbar 
wäre als Alternative auch eine marktnahe Ausgestaltung durch Ver­
steigerung des vorher defin ierten gewünschten Programms (an 
A nb ie ter m it dem  geringsten Zuschußbedarf) oder P rogram m ­
auflagen (gegebenenfalls nur fü r marktbeherrschende Veranstalter) 
bzw. eine bevorzugte Frequenzvergabe an solche Veranstalter, die 
sich verpflichten, merltorlsche G üter anzubieten.

tendenziell an Bedeutung. In gleichem Maße, in dem 
sich der Rundfunk in Richtung eines Einzelvertriebs 
audiovidueller Produkte entwickelt, wird die Rund­
funkregulierung gegenstandslos. Während die Be­
deutung des Ausgewogenheitsgebots zurückgeht, 
tritt das allgemeine W irtschaftsrecht weiter hervor, 
das für eine Offenhaltung der Märkte zu sorgen hat.

Ein Rückgang der Rundfunkregulierung könnte zu­
gleich Gewicht und Umfang der mit der Vergabe 
terrestrischer Frequenzen verbundenen „Medienindu­
striepolitik“ reduzieren. Die Bundesländer haben die 
Frequenzvergabe an standortpolitische Vorleistungen 
geknüpft. Beispielsweise wird den Veranstaltern die 
Aufnahme eines regionalen Fensters in ihr Programm 
aufgegeben. Einzelne Rundfunkgesetze verpflichten 
die Landesmedienanstalt, die Auswahl zwischen unter­
schiedlichen Bewerbern vom Ausmaß der Investitionen 
des Veranstalters im jeweiligen Bundesland zu machen. 
Derartige Gestaltungsgrundlagen, die m it dem ur­
sprünglichen Schutzzweck der Rundfunkregulierung 
nichts zu tun haben, sind entschieden abzulehnen.

Im dualen Rundfunksystem in Deutschland hat der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk eine zentrale Funktion 
zu erfüllen, indem er die ausgewogene Grundver­
sorgung der Bevölkerung mit Rundfunkprogrammen 
sicherstellt14. Je mehr sich durch die Entwicklungen im 
Medienbereich aber die Funktionsvoraussetzungen 
einer rein marktbestimmten Rundfunkordnung einstel­
len, um so stärker entfällt nicht nur die Notwendigkeit 
einer staatlichen Regulierung, sondern auch der 
Sonderstatus des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. 
Insbesondere die sich abzeichnende multimediale 
Entwicklung w irft die Frage auf, welchen Platz der öf­
fentlich-rechtliche Rundfunk in der Medienordnung in 
Zukunft einnehmen soll.

Die Hauptaufgabe des öffentlich-rechtlichen Rund­
funks sieht die Monopolkommission in der Bereit­
stellung meritorischer Güter, wodurch letztlich auch 
die Gebührenfinanzierung gerechtfertigt w ird15. Das 
bedeutet eine Verschlankung des Gesamtangebots 
und die Konzentration auf solche Programme, die im 
privaten Rundfunk nicht oder nicht in ausreichender 
Quantität bzw. Qualität angeboten werden (Oper, 
Theater, klassische Konzerte, Experimentalfilme, poli­
tische Magazine), weil sie aus der Sicht potentieller 
Werbekunden nicht genügend hohe Einschaltquoten 
erzielen und auch die Zahlungsbereitschaft für ent­
geltlichen Empfang nicht ausreicht. M it diesen, vom 
ö ffentlich-rechtlichen Rundfunk te ils auf hohem 
Niveau gepflegten Programminhalten können private 
Anbieter, die nicht an der Gebührenfinanzierung be­
teiligt sind, nicht konkurrieren.
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Die derzeitige Entwicklung weist indessen in die 
entgegengesetzte Richtung. Die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten beabsichtigen eine Ausweitung 
ihres Angebots auf Multimedia-Vorhaben, vornehmlich 
um ihrer schw indenden Bedeutung im Medien­
spektrum entgegenzuwirken. Es handelt sich dabei 
z.B. um die Einrichtung von Online-Diensten oder 
Spartenkanälen (gegen Entgelt) sowie um Beteili­
gungen an Multimedia-Pilotprojekten. Die geplante 
Expansion des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in den 
Multimedia-Sektor wird von dem öffentlichen Auftrag 
der Grundversorgung nicht mehr getragen. Insbe­
sondere solche Vorhaben, die gegen Entgelt angebo- 
ten werden, sind bisher schon von Märkten abgedeckt 
oder können in Zukunft auf kommerzieller Basis veran­
staltet werden. Generell ergibt sich in den Multimedia- 
Diensten eine stärkere Hinwendung zu direkten Aus­
tauschbeziehungen zwischen Anbietern und Nach­
fragern von Dienstleistungen und damit die Voraus­
setzung für die Entstehung funktionsfähiger Medien­
märkte. Das gilt auch für das Rundfunkangebot, wenn 
und soweit Programmleistungen stärker auf Abruf mit 
Einzelabrechnung angeboten werden.

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten for­
dern zur Verbesserung ihrer Finanzausstattung höhe­
re Rundfunkgebühren und wollen zugleich ihre kom­
merzielle Basis durch vermehrte Werbeeinnahmen 
sowie entgeltorientiertes Rundfunkangebot verbrei­
tern. Die Monopolkommission hatte bereits früher 
ordnungspolitische Bedenken gegen eine allgemeine 
Gebührenpflicht geäußert, die sich allein auf den 
Teilnehmerstatus beruft16. Die öffentlich-rechtlichen 
Anstalten erhalten einen Vorteil im Wettbewerb mit 
ihren privaten Konkurrenten.

Zudem versagt bei der Gebührenfinanzierung eine 
Marktsteuerung der Nachfrage: Der Rezipient kann 
Sendungen, die er nicht sehen will, lediglich abschal­
ten, muß sie aber dennoch über die Gebührenpflicht 
mitfinanzieren. Eine Gebührenfinanzierung ist daher 
ordnungspolitisch nur gerechtfertigt, wenn sie für die 
Herstellung und das Angebot meritorischer Güter ver­
wendet wird. Anderenfalls wäre die Rundfunkgebühr 
auch unter dem europarechtlichen Ansatz des Bei­
hilfeverbots fragwürdig17. Die ausschließliche Nutzung 
des privaten Rundfunkangebots sollte von der

16 Vgl. schon M onopolkom m ission: Die W ettbewerbsordnung erwei­
tern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 1988, Tz. 539.

17 Die gegenteilige Auffassung w ird in einem Rechtsgutachten vertre­
ten, das 1996 für ARD/ZDF erstatte t wurde; vgl. T h . O p p e r m a n n :  
Deutsche Rundfunkgebühren und Europäisches Beihilferecht (Zu­
sam m enfassung der Ergebnisse), in: Ze itschrift fü r Urheber- und 
M edienrecht, 39. Jg. (1996), H. 8/9, S. 656 ff.
18 Die m it W irkung vom 1. Januar 1997 geltenden Regeln sind inzw i­
schen im Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vertraglich nieder­
gelegt worden.

G ebührenpflicht fre igeste llt und die W erbefinan­
zierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks abge­
schafft werden. Ganz allgemein eröffnen die durch 
Multimedia veränderten Rahmenbedingungen eine 
Chance, das Angebot für Rundfunkleistungen in w irk­
lichen Märkten mit einer Steuerung des Angebots 
durch die individuellen Kaufentscheidungen der 
Nachfrager zu organisieren.

Offenheit für neue Dienste
Die Bundesregierung hatte Anfang Mai 1996 an­

gekündigt, ein Multimedia-Gesetz zu erlassen mit 
dem Zweck, die Rechtsunsicherheit für Investoren 
und Konsumenten in diesem Bereich zu beseitigen. 
Der Gesetzentwurf geht von einer Offenhaltung der 
Multimedia-Märkte aus, basierend auf dem Grundsatz 
der Zulassungs- und Anmeldefreiheit neuer Dienste. 
Das Gesetz soll einheitliche Rahmenbedingungen für 
die verschiedenen Nutzungsm öglichkeiten der 
Informations- und Kommunikationstechnik (unabhän­
gig vom jeweiligen Übertragungsweg) schaffen.

Die Bundesländer wollen in einem „Staatsvertrag 
über Mediendienste“ , der den bisherigen Bildschirm­
textstaatsvertrag ersetzen soll, Anzeige- und Zulas­
sungsregeln für die neuen Multimedia-Dienste verein­
baren18. Mit den geplanten Vorschriften erfolgt eine An­
lehnung an die Rundfunkregulierung, indem auf die „Be­
deutung für die öffentliche Meinungsbildung“ als Beur­
teilungskriterium für die Mediendienste abgestellt wird.

Nach Auffassung der Monopolkommission lassen 
sich Multimedia-Dienste nicht in ihrer Gesamtheit un­
ter die Rundfunkregulierung einordnen, auch nicht 
durch den hilfsweise eingeführten Begriff der „rund­
funkähnlichen Dienste“ . Die verfassungsrechtliche 
Rundfunkgarantie darf nicht ohne Rücksicht auf an­
dere (individuelle) Freiheiten so ausgedehnt werden, 
daß sie jeglichen Informationsaustausch erfaßt, der 
über die Kommunikation zwischen einzelnen Perso­
nen hinausgeht. Viele Teile des multimedialen An­
gebots sind Formen einer interaktiven (über)indivi- 
duellen geschäftlichen Kommunikation, die nicht 
unter den Schutzzweck von Art. 5 GG fallen. Vor­
rangige Aufgabe der Medien- und der W irtschafts­
politik ist es, die hypertrophe Rundfunkregulierung 
abzubauen, anstatt sie noch weiter auf den Multi­
media-Bereich auszudehnen. Es ist nicht erkennbar, 
daß für Online-Angebote und Abrufdienste gesonder­
te rundfunkspezifische Kontrollmechanismen neben 
den bereits bestehenden allgemeinen Gesetzen erfor­
derlich sind. Anstelle der nationalen Regulierung wird 
ein möglichst liberaler, räumlich umfassender (gege­
benenfalls in weltweiten Abkommen festgeschriebe­
ner) Ordnungsrahmen benötigt.
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